Er 


Geſetz-Sammlung 
für die 5 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 64. 


(Nr. 4573.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 
von Weißenfels über Zeitz zur Landesgrenze in der Richtung auf Gera 
durch die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 17. November 1856, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Genera lverſamm⸗ 
lung vom 19. Oktober 1855. und vom 30. Juni 1856. auf Grund der $$. 3. 
und 31. des von Uns unterm 20. Auguſt 1844. beftätigten Statuts (Geſetz— 
Sammlung fuͤr 1844. S. 419.) beſchloſſen hat, ihr Unternehmen auf den Bau 
einer Zweigbahn von Weißenfels uͤber Zeitz nach Gera auszudehnen, wollen Wir 
ur Anlage dieſer Eiſenbahn von Weißenfels über Zeitz zur Landesgrenze in der 
Richtung auf Gera, ſowie zur Erhoͤhung des Anlagekapitals der Geſellſchaft um 
den Betrag von drei Millionen neunhunderttauſend Thalern Unſere landesherrliche 
Genehmigung hierdurch ertheilen und den anliegenden Nachtrag zu dem Ge— 
A ſellſchaftsſtatute hiermit beſtaͤtigen. Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem 
Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. (Ge⸗ 
ſetz Sammlung für 1838. S. 305.) enthaltenen Vorſchriften uͤber die Expro⸗ 
priation, ſowie die Vorſchriften des Geſetzes uͤber die von den Eiſenbahnen 
zu entrichtende Abgabe vom 30. Mai 1853. (Geſetz- Sammlung für 1853. 
S. 449.) auf das gegenwaͤrtige Eiſenbahn-Unternehmen Anwendung finden, 
und daß der mit der Fuͤrſtlich Reuß⸗Plauenſchen Regierung wegen des Baues 
und Betriebes der Weißenfels-Geraer Eiſenbahn abzuſchließende Vertrag 
fuͤr die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft, ſoweit es ſie betrifft, verbindlich 
ſein ſoll. N 


Die gegenwaͤrtige Genehmigung und Beſtaͤtigung iſt nebſt dem oben ge⸗ 
dachten Nachtrage zum Geſellſchaftsſtatute durch die Geſetz Sammlung bekannt 
zu machen. 5 


Jahrgang 1856. (Ic. 4573.) 34 Urkund⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 24, Dezember 1856. 
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Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ : 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 17. November 1856. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Bodelſchwingh. 


Nachtrag 
zum 


Statut der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


9584. 

Auf Grund des in der Generalverſammlung vom 19. Oktober 1855. 
gefaßten Beſchluſſes wird das Unternehmen der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſell— 
ſchaft auf den Bau und Betrieb einer von Weißenfels uͤber Zeitz nach Gera 
fuͤhrenden Zweigbahn ausgedehnt. 


9.2. i 
Das zur Ausfuͤhrung und vollſtaͤndigen Ausruͤſtung dieſer Bahn, ſowie 
zur entſprechenden Vermehrung der Betriebsmittel erforderliche Kapital wird 
auf drei Millionen neunmal hundert taufend Thaler Preußiſch Kurant feſt⸗ 
geſetzt. 
H. 8. 1 
Die Beſchaffung dieſes Kapitals von drei Millionen neunmal hundert 
tauſend Thalern erfolgt durch Ausgabe von 28,200 Stuͤck Prioritaͤts⸗Obliga⸗ 
tionen, fuͤr deren Kreirung und Emiſſion, ſowie Verzinſung und Amortiſation 
die Bedingungen durch ein beſonderes Allerhoͤchſtes Privilegium feſtgeſetzt 
werden. f 
. H. 4. 
Auf das neue Bahn⸗Unternehmen findet das Statut der Thuͤringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft vom —- Auguſt 1844. gleichmäßig Anwendung. 
Zu den im H. 11. dieſes Statuts genannten öffentlichen Blättern tritt 
noch hinzu: die Geraiſche Zeitung. N 


(Nr. 4574.) 
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(Nr. 4574.) Privilegium wegen Emittirung von drei Millionen neunhunderttauſend Tha⸗ 


lern Prioritaͤts-Obligationen der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 


17. November 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. f 


Nachdem durch ſtatutenmaͤßigen Beſchluß der Generalverſammlung der 
Aktionaire der Thuͤringiſchen Eiſenbahn vom 19. Oktober 1855. und 30. Juni 
1856. die Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ermaͤchtigt worden 
iſt, den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Weißenfels uͤber Zeitz nach 
Gera zu uͤbernehmen und die dazu erforderlichen Geldmittel herbeizuſchaffen, 
demzufolge die gedachte Direktion darauf angetragen hat, ihr zu dieſem Be⸗ 
hufe die Ausgabe von drei Millionen neunhunderttauſend Thalern auf den 
Inhaber lautenden und mit Zinsſcheinen verſehenen Prioritaͤts-Obligationen 
zu geſtatten und Wir zur Anlage der oben bezeichneten Eiſenbahn durch 
die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft mittelſt Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs⸗ 
Urkunde vom heutigen Tage Unſere Genehmigung ertheilt haben, ſo wollen 
Wir in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des neuen Unternehmens und in 
Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium die Emiſſion der Prioritaͤts-Obligationen unter nachſtehenden Be⸗ 
dingungen genehmigen: 


H. 4% 


Die zu emittirenden Obligationen werden in drei Abtheilungen A., B. 

und C., jede Abtheilung unter fortlaufenden Nummern nach dem sub A. bei⸗ 

1 5 geſchloſſenen Schema unter der Bezeichnung Serie IV. auf farbigem Papier 
mit ſchwarzem Druck ſtempelfrei ausgefertigt. 


Die erſte Abtheilung (A.) umfaßt: 
1200 Stuͤck zu 500 Rthlr. unter Nr. 1 — 1200 = 600,000 Rthlr. 
Die zweite Abtheilung (B.): 
6000 Stuck zu 200 Rthlr. unter Nr. 1 — 6000 — 1,200,000 Rthlr. 
Die dritte Abtheilung (C.): 
24,000 Stuͤck zu 100 Rthlr. unter Nr. 1 — 21,000 = 2,100,000 Rthlr. 
zuſammen — 3,900,000 Rthlr. 


Mit dieſen Prioritäts-Obligationen werden Zinskupons auf Papier von 
derſelben Farbe der Obligationen, ſchwarz gedruckt, auf ſechs Jahre ausgege⸗ 
ben und nach Ablauf dieſer Zeit gegen Einreichung des mit zur Ausgabe kom⸗ 
menden Talons erneuert. 


(Nr 4574.) ö 131 §. 2. 
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f §. 2. 

Saͤmmtliche nach F. 1. zu emittirende Prioritaͤts-Obligationen haben 
unter ſich gleiche Rechte und werden jahrlich mit vier und einem halben Pro⸗ 
zent, vom Tage der Emiſſion an gerechnet, verzinſt. Waͤhrend der Bauzeit 
bis zu dem nach H. 3. veröffentlichten Zeitpunkte geſchieht die Verzinſung aus 
dem Baukapital. i ü 


Die Zinſen werden in halbjaͤhrlichen Raten postnumerando nicht nur 
bei der Hauptkaſſe der Geſellſchaft in Erfurt, ſondern auch nach naͤherer Be: 
kanntmachung durch den Königlich Preußiſchen Staats-Anzeiger, die Weimar⸗ 
ſche Zeitung, die Gothaiſche privilegirte Zeitung, die Leipziger Zeitung und die 
Geraiſche Zeitung in den an der Bahn belegenen Staͤdten und in Berlin, Leip⸗ 
zig und Frankfurt a. M. gezahlt. 


Zinſen von Prioritaͤts⸗Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jah⸗ 
ren von dem in dem betreffenden Kupon beſtimmten Zahlungstage ab nicht 
geſchehen iſt, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 


Jeder Zinskupon iſt unguͤltig, wenn die Vorderſeite deſſelben durchkreuzt 
oder eine Ecke deſſelben abgeſchnitten iſt. s 


H. 3. 


Die Prioritaͤts-Obligationen unterliegen der Amortiſation durch Ausloo— 
fung. Zur Amortiſation werden jaͤhrlich, und zwar von dem Jahre 1861. ab, 
mindeſtens ein halbes Prozent des ausgegebenen Prioritaͤts-Obligationen-Be— 
trages, ſowie die nach dem Tilgungsplane erfparten Zinſen von den ausge⸗ 
looſten Obligationen verwendet. : 


Die Auszahlung des Kapitalbetrages der zu amortiſirenden Obligatio⸗ 
nen erfolgt am 1. Juli jeden Jahres, zum erſten Male am 1. Juli 1861. 
Der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbehalten, 
unter Genehmigung der drei betheiligten hohen Staatsregierungen den Amorti⸗ 
ſationsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die Tilgung dieſer Prioritäts - Obliga- 
tionen zu beſchleunigen, auch dieſelben durch die im H. 2. gedachten oͤffent⸗ 
lichen Blaͤtter mit halbjaͤhriger Friſt zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nenn⸗ 
werthes nebſt den bis dahin aufgelaufenen Zinſen einzuloͤſen; die Kündigung 
darf aber nicht vor dem 1. Januar 1863. geſchehen. Ueber die erfolgte 


Amortiſation wird den betreffenden Miniſterien der betheiligten drei hohen 


Staatsregierungen alljaͤhrlich ein Nachweis eingereicht. 


F. 4. 


Die Inhaber der Prioritaͤts⸗Obligationen Serie IV. find auf Höhe der 
darin verſchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafür nach H. 2. zu zahlenden Zin⸗ 
ſen Glaͤubiger der Geſellſchaft und ſollen als ſolche, wie denſelben hiermit ein⸗ 

geraͤumt 


1 
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geräumt wird, vor den Inhabern der Prioritaͤts⸗Obligationen der Thuͤringiſchen 
Fiſenbahngeſellſchaft Serie I. II. und III. mit den dazu gehoͤrigen Zinskupons 
ein ausſchließliches Vorzugsrecht auf die von der Thuͤringiſchen Bahn bei Wei⸗ 
ßenfels nach Gera fuͤhrende Zweigbahn mit ſaͤmmtlichen Zubehoͤrungen haben. 
Es iſt zu dem Ende von der Direktion ein vollſtaͤndiges Inventar der genann⸗ 
ten Zweigbahn mit Zubehoͤrungen aufzunehmen, welches alle drei Jahre einer 
Reviſion zu unterwerfen und den betheiligten drei hohen Staatsregierungen vor- 
zulegen iſt. i ; 

Demunaͤchſt follen aber auch die Inhaber der gedachten Prioritäts- Obli- 
gationen Serie IV. als Gläubiger der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft be⸗ 
rechtigt ſein, wegen ihrer Kapitalien und Zinſen, inſoweit ſie durch ihr Vor⸗ 
zugsrecht auf die genannte Zweigbahn nicht zur vollen Befriedigung gelangt 
ſind, nach den Inhabern der Prioritaͤts-Obligationen Serie I. II. und III. 
zum Belaufe von acht Millionen Thalern an das geſammte übrige Wermö- 
hal der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und an deſſen Extraͤge ſich zu 
alten. 


H. 5. 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen ſind nicht befugt, die Zah⸗ 
lung der darin verſchriebenen Kapitalbetraͤge nebſt Zinſen anders, als nach 
Maaßgabe des im F. 3. gedachten Amortiſationsplanes zu fordern, ausge⸗ 
nommen: 

a) wenn ein Zahlungstermin langer als drei Monate unberichtigt bleibt; 

b) wenn der Transport auf der genannten Zweigbahn oder auf der Thuͤ⸗ 
ringiſchen Hauptbahn laͤnger als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; 

c) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution durch 
Abpfaͤndung oder Subhaſtation vollſtreckt wird; 

d) wenn Umſtaͤnde eintreten, die jeden anderen Glaͤubiger nach allgemeinen 
geſetzlichen Grundſaͤtzen berechtigen würden, einen Arreſtſchlag gegen die 
Geſellſchaft zu begruͤnden, f 

und 

e) wenn die im H. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 

In den Faͤllen a. bis inkl. d. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle ein⸗ 
tritt, zuruͤckgefordert werden, und zwar i 

zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 

zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 

zu c. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, 

zu d. 110 zum Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umftände aufgehört 

aben. 


fa‘) 
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In dem sub e. gedachten Falle ift jedoch eine dreimonatliche Kuͤndigungs⸗ 
friſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts⸗Obligation von 
dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Ge⸗ 


Daum machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte erfolgen 
ſollen. 


Bei Geltendmachung des vorſtehend sub a. bis e. feſtgeſtellten Ruͤck⸗ 
forderungsrechts find die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen nur befugt, zus 
nächft an die genannte Zweigbahn, im Falle der Nichtbefriedigung eventuell 
an das geſammte übrige bewegliche und unbewegliche Vermoͤgen der Thuͤrin⸗ 
giſchen Eiſenbahngeſellſchaft ſich zu halten. 


H. 6. 


So lange nicht die ſaͤmmtlichen kreirten Prioritats-Obligationen eingelöft 
ſind, oder der zur Einloͤſung erforderliche Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, 
darf die Geſellſchaft keines ihrer Grundſtucke, inſoweit daſſelbe zum Bahnkoͤr⸗ 
per der Haupt⸗ oder der genannten Zweigbahn, zu den daran gelegenen Bahn⸗ 
hoͤfen und zum vollftändigen Transportbetriebe auf der Eiſenbahn erforderlich 
iſt, veraͤußern. Der Verkauf oder die dauernde Ueberlaſſung einzelner Theile 
der Bahnhoͤfe an den Staat zum Poſtbetriebe, an Gemeinden, Korporationen 
oder Individuen zum Zwecke von Staatseinrichtungen oder zur Anlage von 
Packhoͤfen und Waarenniederlagen oder ſonſtigen zum Nutzen des Bahnbetrie⸗ 
bes und ohne dieſen zu gefaͤhrden, den Vortheil der Geſellſchaft erzielenden 
Einrichtungen, gehört nicht zu dieſen unterſagten Veraͤußerungen, auch bleibt 
der Geſellſchaft freie Dispoſition uͤber diejenigen ihr gehoͤrigen Grundſtuͤcke 
vorbehalten, welche nach einem Atteſte des betreffenden Regierungskommiſſars 
zum Transportbetriebe der Haupt- oder der Weißenfels Geraer Zweigbahn 
nicht nothwendig find. ! 


§. 7 


Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft it nicht berechtigt, ein Anleihe⸗ 
geſchaͤft zu machen, welches die den nach dieſem Plane zu emittirenden 3,900,000 
1 Prioritaͤts⸗Obligationen eingeraͤumten Rechte irgend beeintraͤchtigte oder 
ſchmaͤlerte. 


H. 8. 


Die Auslooſung der nach F. 3. jaͤhrlich zu amortiſirenden Prioritaͤts⸗ 
Obligationen geſchieht in Erfurt durch die Direktion der Geſellſchaft im Monat 
April, und zwar in einem, vierzehn Tage vorher durch die mehrgedachten oͤf— 
fentlichen Blaͤtter bekannt zu machenden Termine, dem beizuwohnen die Inha⸗ 
ber dieſer Obligationen die Befugniß haben. 


Ueber die Verhandlung iſt vom Syndikus der Geſellſchaft ein Protokoll 
aufzunehmen. DR a 
n NN “u. 
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H. 9. 


Die Nummern der ausgelooſten Prioritaͤts⸗Obligationen werden binnen 
vierzehn Tagen nach Abhaltung des $. 8. gedachten Termins öffentlich bekannt 
gemacht und es erfolgt die Auszahlung derſelben von dem H. 3. bezeichneten 
Tage an nach dem Nominalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen 
Auslieferung derſelben durch die Geſellſchafts-Hauptkaſſe zu Erfurt und in 
Berlin, Leipzig und Frankfurt a. M. bei den bekannt gemachten Häufern. 


Mit dem im H. 3. angegebenen Zahlungstage hört die Verzinſung der 
ausgelooſten Obligationen auf. Die Kupons uͤber die noch nicht faͤllig gewe⸗ 
ſenen Zinſen und der Talon ſind mit der ausgelooſten Prioritaͤts-Obligation 
gleichzeitig zu uͤbergeben; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag dieſer fehlenden, 
noch nicht faͤlligen Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt, um vorkommenden 
Falls zu deren Einloͤſung zu dienen. 


Die im Wege der Amortiſation eingeloͤſten Prioritaͤts-Obligationen nebſt 
den noch nicht faͤlligen Kupons werden in Gegenwart der Direktion und des 
Syndikus der Geſellſchaft, der darüber ein Protokoll aufzunehmen hat, ver: 
brannt, und daß dies geſchehen, wird unter Angabe der Nummern durch die 
öffentlichen Blätter bekannt gemacht. - 


Die in Folge der Ruͤckforderung von Seiten der Inhaber (F. 5.) oder 
der Kündigung (F. 3.) außerhalb der planmaͤßigen Amortiſation eingelöften 
a hingegen iſt die Geſellſchaft befugt, wieder aus- 
zugeben. 


H. 10. 


Diejenigen Prioritaͤts-Obligationen, welche ausgelooſt und gekuͤndigt ſind, 
und, der Bekanntmachung in den öffentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht recht⸗ 
zeitig zur Realiſation eingehen, werden waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre von 
der Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft alljaͤhrlich einmal aufge⸗ 
rufen; gehen fie deſſenungeachtet aber nicht ſpaͤteſtens binnen Jahresfriſt nach 
dem letzten oͤffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder An⸗ 
ſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, was dann unter Angabe 
der Nummern der nach dieſem Verfahren werthlos gewordenen Prioritaͤts— 
Obligationen von der Direktion öffentlich bekannt zu machen iſt. 


Die Geſellſchaft hat aus dergleichen Prioritaͤts-Obligationen keinerlei 
Verpflichtung mehr, doch ſteht es der Generalverſammlung frei, die gaͤnz⸗ 
liche oder theilweiſe Realiſirung aus Billigkeitsruͤckſichten zu beſchließen. 


H. 11. 


Die in dieſem Plane $$. 2. 3. 8. 9. und 10. vorgeſchriebenen oͤffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen erfolgen in dem Koͤniglich Preußiſchen Staats-An⸗ 
(Ar. 4574.) N zeiger, 
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zeiger, der Weimarſchen Zeitung, der Gothaiſchen privilegirten Zeitung, der 
Leipziger Zeitung und der Geraiſchen Zeitung. f 


Wenn eines dieſer Blaͤtter eingeht, hat die Direktion in den drei ande⸗ 
ren das an deſſen Stelle tretende ein- für allemal bekannt zu machen. Die 
Bekanntmachung in noch anderen Blaͤttern zu erlaſſen, behaͤlt ſich die Direktion 
nach Umſtaͤnden vor. 


H. 12. 
Die Mortifizirung angeblich verlorener oder vernichteter Zinskupons iſt 


nicht ſtatthaft. 


Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privile- 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 
den Rechten Drüiter zu praͤjudiziren. 


Das gegenwaͤrtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 
Gegeben Berlin, den 17. November 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


A. 


Prioritäts- 
Obligationen 
der 
Thüringiſchen 
Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 


Serie IV. Abth. A. 
. 


Angefertigt 


Beigegeben 
12 Kupons. 


Jahrgang 1856. 


Nip -ugvqua ig usual 250 usuopsrrg@ -sppnasiad 


Stempel. 
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A. 


der 


Serie IV. 
Abth. A. 


Fͤtder Obligation find 12 Ku- | 15 
pons auf die Jahre.. . ee 


uber 


Prioritäts- Obligation 


| beigefügten Talons. 


Thüringiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft 


Die Direktion 


N. N. 


Eingetragen 


(„„ 


132 


der Thüringiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


ä— * 


| Die Erneuerung der Kupons | 
nach Ablauf von 6 Jahren er⸗ 
folgt nur nach Rückgabe des 


1 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Hoͤhe des obigen Be⸗ 
trages von Fünf Hundert Thaler Preußiſch Kurant An⸗ 
theil an dem in Gemaͤßheit der von den betheiligten drei 
hohen Staatsregierungen ertheilten Genehmigung und nach 
den Beſtimmungen des umſtehenden Planes emittirten Ka⸗ 
pitale von Drei Millionen Neun Hundert Tausend 
Thalern Prioritaͤts-Obligationen der Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahn-Geſellſchaft. 


Efürt, denn ne 18 


ne 
Erſter Zins- Rupon 
5 der 
Thüringiſchen Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Obligation 
Serie IV. A. 
zahlbar am 1. Juli 186.. 


derſeite 
deſſelben durchkreuzt oder eine Ecke deſſelben abgeſchnit⸗ 


ten iſt. 


ſchehen iſt, 


Inhaber diefes empfängt am 1. Juli 186. die halbjaͤhr⸗ 
lichen Zinſen der oben benannten Prioritaͤts-Obligation über 
500 Thaler 


Jahren von dem in den betreffenden Ku⸗ 


mit 
Eilf Thaler Sieben Silbergroſchen Sechs Pfennige 
Preußiſch Kurant. 
Eu. ne, 18. 
„ Die Direktion 
der Thüringiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
N. N. 


Schluß des F. 2. des Planes. 
Zinſen von Prioritäts⸗Obligationen, deren Erhebung 


Jeder Zinskupon iſt ungültig, wenn die Vor 


pons beſtimmten Zahlungstage ab nicht ge 
verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


innerhalb vier 


Stempel. Eingetragen 


im Kupon buche E01... 


©. 
Serie IV. Abth. A. 


Talon 
zur Prioritäts- Obligation 


uͤber 


Fuͤnfhundert Thaler Preuß. Kurant. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe nach Einloͤſung 

der jetzt ausgegebenen zwoͤlf Zinskupons zu der oben bezeichneten Obligation 

die zweite auszugebende Reihe von zwoͤlf Zinskupons nebſt Talon. 
Co 18. 


Die Direktion der Thüringiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


(Nr. 4575.) 
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(Nr. 4575.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. November 1856., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Gemeinden 
Euskirchen und Zülpich, Regierungsbezirks Coͤln. 


C 5 
Ich will auf Ihren Bericht vom 16. November d. I., deſſen Anlagen hierbei 
zurückgehen, den auf dem Provinziallandtage im Stande der Städte vertre⸗ 
tenen Gemeinden Euskirchen und Zülpich im Regierungsbezirk Coͤln, deren An⸗ 
traͤgen gemaͤß, nach erfolgter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermeiſtereiverbande, in 
welchem ſich dieſelben mit den Landgemeinden Billig und beziehungsweiſe Beſ— 
ſenich befinden, die Staͤdte-Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. 
hiermit verleihen, wonach Sie das Weitere zu veranlaſſen haben. 5 i 
Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Charlottenburg, den 24. November 1856. a 


Friedrich Wilhelm. 


v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


r. 4576.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Dezember 1856., betreffend die Zulaſſung Belgi⸗ 
ſcher Schiffe zur Kuͤſtenfrachtfahrt von einem Preußiſchen Hafen nach 
einem anderen Preußiſchen Platze. 


Ai Ihren Bericht vom 25. November d. J. beſtimme Ich, daß in Gemaͤß⸗ 
heit des Geſetzes vom 5. Februar v. J. (Geſetz-Sammlung S. 217.) das un: 
ter Nr. 1. der Order vom 20. Juni 1822. wegen Beguͤnſtigung der inlaͤndiſchen 
Rhederei (Geſetz-Sammlung ©. 177.) erlaſſene Verbot der Kuͤſtenfrachtfahrt von 
einem Preußiſchen Hafen nach einem andern Preußiſchen Platze (Kabotage) durch 
auslaͤndiſche Seeſchiffer gegen Belgiſche Schiffe fernerhin nicht mehr in An⸗ 
wendung gebracht werden ſoll. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. i 

Charlottenburg, den 1. Dezember 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Ir. 45754577.) (Nr. 4577) 


WIE 


5 


(Nr. 4577.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. Dezember 1856., betreffend die Genehmigung des 
5 von dem Generallandtage der Schleſiſchen Landſchaft gefaßten Beſchluſſes 
wegen Emiſſion vierprozentiger Pfandbriefe. 


Al Ihren Bericht vom 4. Dezember d. J., deſſen Anlage zuruͤckfolgt, will 
Ich dem von dem Generallandtage der Schleſiſchen Landſchaft am 21. No⸗ 
vember d. J. gefaßten Beſchluſſe, mit der von Ihnen beantragten Modifika⸗ 

tion dahin: ; 

Bei der Bepfandbriefung eines zum Kreditverbande der Schleſi⸗ 
ſchen Landſchaft gehoͤrigen Gutes ſteht dem Beſitzer die Wahl und die 
Beſtimmung daruͤber zu, ob der Zinsfuß der auszufertigenden und aus⸗ 
zugebenden Pfandbriefe, wie bisher, auf drei und ein halb Prozent, oder 
ob derſelbe auf vier Prozent geſtellt werden ſoll. Im letzteren Falle 
hat der Schuldner eine Jahreszahlung von vier und einem halben Pro⸗ 
zent nebſt Quittungsgroſchen — inſoweit ein ſolcher überhaupt zu ent- 
richten iſt — zu uͤbernehmen. N 

Die Zinserſparniß von einem halben Prozent wird im Amortiſa⸗ 
tionsfonds aufgeſammelt. 

Die vierprozentigen Pfandbriefe werden ebenfalls mit Zinskupons 
verſehen, der Konvertirungsſtempel wird ihnen in den Worten: „Dieſer 
Pfandbrief traͤgt vier Prozent Zinſen und kann von dem Inhaber nicht 
gekuͤndigt werden“, aufgedruckt, und es finden auf die Kapitalbriefe, die 
Zinskupons und die Amortiſationserſparniſſe alle die Beſtimmungen An⸗ 
wendung, welche hinſichtlich der drei ein halbprozentigen Pfandbriefe, 
der e dazu und der Amortiſationserſparniſſe der Pfandbriefſchuld— 
ner gelten. a 

Diejenigen zum Zinsfuße von drei und ein halb Prozent bereits 

landſchaftlich ausgefertigten Pfandbriefe, welche noch nicht ausgereicht 
worden ſind, koͤnnen gegen Erſtattung der Koſten in vierprozentige Briefe 
umgefertigt werden; 


Meine landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen. 
Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 
Charlottenburg, den 8. Dezember 1856. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. a 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


